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Jetzt sinddieBagger aufgefahren
Zug Mit etwasmehr als zwei Jahren Verspätung beginnt der Abbruch des

AltersheimsWaldheimund starten die Vorarbeiten für den Bau des Projektsmit 48Alterswohnungen.

Charly Keiser
charly.keiser@zugerzeitung.ch

Das Projekt der Alterszentren
Zug und der Bürgergemeinde
Zug für 48 Alterswohnungen im
Waldheim ist aufgrundeinerEin-
sprache länger als zwei Jahre ver-
zögert worden. Doch nun geht’s
los.Demursprünglich geplanten
und von der Stadt Zug im Früh-
jahr 2016 auch bewilligten Bau-
vorhaben steht nichts mehr im
Weg. Die 48 Wohnungen sollen
in den nächsten 30 Monaten in
einem sechs- und einem sieben-
geschossigen Gebäude realisiert
werden (Visualisierung).

Zweieinhalbjährige
Bauzeit

DiebeidenBaukörper stehenauf
einem verbindenden Sockelge-
schossmitAllgemeinnutzungen.
In den oberen Etagen entstehen
21/2- und 31/2-Zimmer-Wohnun-
gen.DieMieterinnenundMieter
können Zusatzleistungen wie
Reinigung, Wäsche- und Mahl-
zeitenservice oder die Spitex in
Anspruch nehmen.

Entworfen hat das Projekt,
das siegreichauseinemStudien-
verfahren hervorging, die Axess
ArchitektenAGausZug.DieLie-
genschaft beherbergte früherein
Altersheim und wurde bis im
Frühjahr 2018während längerer
Zeit als Unterkunft für begleite-
te minderjährige Asylbewerber
genutzt. Danach wurde eine
Schadstoffsanierung durchge-
führt. In den letzten Tagenwur-
demit denRodungsarbeitenbe-
gonnen (Bild). Die Abbruch-
arbeiten an den Gebäuden
werdenbaldgestartet.Aufgrund

der anspruchsvollen geologi-
schen Verhältnisse erfolgt der
Rückbau etappenweise, damit
parallel dazu bereits Fundatio-
nenundTeilbereichedesUnter-
geschosses erstellt werden kön-
nen. Die geplante Bauzeit be-
trägt zirka zweieinhalb Jahre,
womit im Frühjahr 2021 mit
dem Bezug der Wohnungen ge-
rechnet werden kann.

«Ich bin hocherfreut, dass
wir nun endlichmit derRealisie-
rung der Wohnungen für die äl-
tere Generation beginnen kön-
nen», sagtHansChristen, Präsi-
dent der Stiftung Alterszentren
Zug. Bereits seien rund 40 An-
fragen von Interessenten einge-
gangen, was auf eine ansehnli-
che Nachfrage schliessen lasse.
Ein Wermutstropfen seien hin-
gegen die gestiegenen Kosten,
ergänzt Christen. So kämen die
Armierungseisen für die beiden
Gebäude rund300000Franken
teurer zu stehen undwürden die
Armaturen mit etwa 50000
Franken höher zu Buche schla-
gen als noch beim Kostenvoran-
schlag, der vor zwei Jahren ein-
geholt worden sei.

Auch Bürgerpräsident Rainer
Hager freut sich, dass esnunend-
lich losgeht«undwir damit unse-
renBeitrag andendringendnöti-
genWohnraumfürältereZugerin-
nen und Zuger leisten können».

Hinweis
Interessenten können sich auf der
Geschäftsstelle der Alterszentren
Zugwährend der Bürozeiten unter
041 769 29 00 melden und sich
auf eine Liste setzen lassen. Die
effektive Vermietung erfolgt zu
einem späteren Zeitpunkt.

Das ehemalige AltersheimWaldheimwird abgerissen, um demNeubau (Visualisierung unten) zu weichen. Bild: Maria Schmid (Zug, 8. November 2018)
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KeineBewilligung im«rechtlichenGraubereich»
Muri DerGemeinderat hat Fehler in der neuen

Bau- undNutzungsordnung festgestellt. Jetztmuss er nachbessern.

Es istdasBaugesuchderFremoIn-
terdrinkAGfüreinenBüroneubau
(Ausgabe vom 8. November), das
es an den Tag brachte: Die neue,
nochnicht rechtskräftigeBau-und
Nutzungsordnung (BNO) der Ge-
meindeMuri hat einenFehler, der
behoben werden muss. «Der Ge-
meinderat bedauert diesen Man-
gel in der BNO-Erarbeitung sehr.
Er übernimmt dafür die Verant-
wortung und entschuldigt sich in
aller Form für diesen Fehler, der
nicht hätte passieren dürfen»,
heisst es in einerMitteilung.

Was ist geschehen? Die neue
BNO, die nach fünf Jahren Pla-
nung und Arbeit im Juni abge-
schlossenwurde,kenntdie frühe-
re Gewerbe- und Industriezone
nicht mehr, sondern benennt
Arbeitszonen ohne Angaben zu
zulässigen Gebäudehöhen. Im
ZonenplanwirddieseHöhealler-
dingsmitBezeichnungenwie (A/
III10m) (Arbeitszone, Empfind-
lichkeitsstufe III/Gebäudehöhe
10Meter)bezeichnet.«Nunwur-
de anhand eines Baugesuches
festgestellt, dassdieseneuenHö-
henbeschränkungennichtüberall
den bestehenden Verhältnissen
angemessen Rechnung tragen»,
umschreibtderGemeinderatdas
Dilemma. Konkret: In der neuen

ArbeitszoneamnördlichenDorf-
eingang, in der sich das Fremo-
Areal befindet, ist eineMaximal-
höhe von zehn Metern eingetra-
gen. Allerdings sind dort schon
heute die bestehenden Gebäude
zum Teil über 19 Meter hoch.
«Leider hat sich im ganzen Er-
arbeitungsprozess niemand ge-
nauermitdenkonkretenAuswir-
kungen und den Situationen vor
Ortbefasst –wederdiebeteiligten
Gremien (Gemeinderat, BNO-
Kommission, Fachkommission
Bau und Planung) noch die Öf-
fentlichkeit oder die betroffenen

Grundeigentümer im Rahmen
des Mitwirkungs- und Auflage-
verfahrens», hält derGemeinde-
rat weiter fest. Auch an der Ge-
meindeversammlung sei diese
HöhenbeschränkungkeinGegen-
standvonDiskussionengewesen.

Nichts im«rechtlichen
Graubereich»bewilligt

Nun soll die Rechtskraft abge-
wartet und dann nachgebessert
werden. Einen Einfluss auf die
BaubewilligungdesFremo-Neu-
baus, indemsichvoraussichtlich
auch die Gemeinde mit den Ab-

teilungen Finanzen und Steuern
sowie Soziales unddieRegional-
polizei für etwa fünf Jahre ein-
mieten wird, hat das aber nicht.
Bis dieneueBNORechtskraft er-
langt,müssen Baugesuche näm-
lichnachdembestehendenRecht
beurteilt werden. «Mutmassun-
gen, hier sei aufgrund von Miet-
interessederGemeindeetwas im
rechtlichenGraubereichbewilligt
worden, verneint derGemeinde-
rat ausdrücklich.»

Der Gemeinderat will den
Mangelmöglichst baldbeheben.
Erhabedies auch somit denVor-

ständen der Ortsparteien abge-
sprochen.«EinRückzugundeine
Wiederauflage der gesamten
neuen BNO ist der falsche Weg,
weil unverhältnismässig und
nicht im Sinn der Sache.» Des-
halb soll jetzt zuerst die Rechts-
kraftmitderGenehmigungdurch
den Regierungsrat des Kantons
Aargauabgewartetwerden.«Als-
dannkanndasgeeigneteVerfah-
rengewähltwerden,mit demdie
pauschalenHöhenbegrenzungen
durch eine differenzierte Rege-
lung ersetzt werden können.»
DieneuanzustrebendeRegelung
soll weiterhin eine haushälteri-
scheNutzungdesBodensauch in
derArbeitszoneermöglichenund
dieBedürfnissedesOrtsbild-und
Landschaftsschutzes in ange-
messenerWeiseberücksichtigen,
schreibt derGemeinderat.

Zur erteiltenBaubewilligung
für den Fremo-Neubau stellt er
zudem klar, dass externe bauju-
ristische Abklärungen klar auf-
gezeigt hätten, dass der Bau
nach geltendem Recht bewilligt
werdenmusste. «EineVerweige-
rung der Bewilligung, bezie-
hungsweise eineBausperrewäre
nur angezeigt, wenn durch den
Bau die Grundsätze der künfti-
genBau- undNutzungsordnung

in schwerwiegender Weise ver-
letzt würden.»
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Das Fremo-Areal in Muri. Bild: Eddy Schambron
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«Die Schweiz geniesst
in SachenMenschen-
rechte eine einzigar-
tige Vorbildfunktion.
Diese humanitäre
Tradition will ich be-
wahren.»
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